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Entscheidende Behörde 

UVS Tirol 

Entscheidungsdatum 

12.05.2005 

Geschäftszahl 

2005/27/0664-4 

Spruch 

Der Unabhängige Verwaltungssenat in Tirol entscheidet durch sein Mitglied Dr. Sigmund Rosenkranz über die 
Berufung des Herrn R. K., vertreten durch Herrn A. K., XY, gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
Landeck vom 03.01.2005, Zl VK-34868-2004, wie folgt: 
 

Gemäß § 66 Abs 4 AVG iVm § 24 VStG wird die Berufung als unbegründet abgewiesen. 

Text 

Mit dem erstinstanzlichen Bescheid wurde der Einspruch des Berufungswerbers gegen die Strafverfügung der 
Bezirkshauptmannschaft Landeck vom 29.10.2004, Zl VK-34868-2004, eingebracht am 20.12.2004, gemäß § 49 
Abs 1 VStG als verspätet zurückgewiesen. 
 

In der Begründung wurde ausgeführt, dass die angefochtene Strafverfügung am 05.11.2004 durch Hinterlegung 
zugestellt worden sei. Trotz zutreffender Rechtsmittelbelehrung sei der Einspruch erst am 20.12.2004 
(Faxeingang) eingelangt, obwohl die für die rechtzeitige Einbringung eines Einspruchs vorgesehene Frist am 
19.11.2004 abgelaufen sei. 
 

Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Berufung erhoben, in der ua ausgeführt wurde, dass der 
Berufungswerber von Beruf Fernfahrer sei und sich ständig im Ausland aufhalte. Er verlasse am Sonntagabend 
seinen Wohnort und komme Samstagnachmittag oder auch später nach Hause. Er sei zwar von seiner 
Lebensgefährtin darauf hingewiesen worden, dass ein RSa Brief beim Postamt in Pfunds hinterlegt sei; da eine 
Abholung zu den Öffnungszeiten jedoch für ihn nicht möglich gewesen wäre, habe seine Lebensgefährtin mit 
der Sachbearbeiterin der Strafverfügung telefonisch Kontakt aufgenommen, um eine andere Form der 
Übermittlung der Strafverfügung zu veranlassen. Tatsächlich sei dem Berufungswerber das Schriftstück sodann 
mit 09.12.2004 (ohne Zustellnachweis mit Postzustellung) zugegangen. Gemäß § 7 Zustellgesetz heilen 
Zustellmängel und würden als vollzogen gelten, wenn das Schriftstück der Person, für die es bestimmt ist, 
tatsächlich zugeht. 
 

Mit Schreiben des Unabhängigen Verwaltungssenats im Tirol vom 16.03.2005 wurde der Berufungswerber 
aufgefordert, Umstände, die die Zustellung durch Hinterlegung mangelhaft erscheinen lassen könnten, darzutun 
und eine allfällige Ortsabwesenheit durch Beweismittel glaubhaft zu machen. 
 

Mit Schreiben vom 22.03.2005 wurde sodann mitgeteilt, dass der Berufungswerber vom 02.11.2004 bis 
05.11.2004 im Fernverkehr unterwegs war und sodann am 07.11.2004 um ca 22.30 Uhr seine Arbeit wieder 
aufgenommen und ins Ausland gefahren sei. Als Nachweis wurde eine Bestätigung des Arbeitgebers sowie ein 
Wochenbericht für die Zeit vom 02.11. bis 05.11.2004 übermittelt. Mit ergänzendem Schreiben vom 16.04.2005 
wurde weiters mitgeteilt, dass sich das Arbeitsende vom 05.11.2004 auf den 06.11.2004 erstreckt habe, da nach 
der Ankunft in der Firma noch Abrechnungen und Arbeitsblätter erstellt hätten werden müssen und künftige 
Arbeitsaufträge besprochen wurden. An Samstagen sei das Postamt in Pfunds nicht geöffnet und eine Behebung 
des Schriftstücks daher nicht möglich gewesen. Das gegenständliche Schriftstück sei am 09.12.2004 ohne 
Zustellnachweis zugegangen. Ergänzend wurde noch der Wochenbericht vom 07.11.2004 bis 13.11.2004 
vorgelegt. Über Anfrage beim Arbeitgeber des Berufungswerbers wurden sodann auch noch die Wochenberichte 
vom 14.11. bis 19.11.2004 sowie vom 21.11. bis 26.11.2004 übermittelt. 
 

Nachfolgender Sachverhalt steht aufgrund des durchgeführten Beweisverfahrens fest: 
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Im gegenständlichen Fall erfolgte die Zustellung der Bezirkshauptmannschaft Landeck vom 29.10.2004, Zl VK-
34868-2004, durch Vornahme eines ersten Zustellversuchs am 04.11.2004 samt Ankündigung eines zweiten 
Zustellversuchs am 05.11.2004 und mit letztgenanntem Datum durch postamtliche Hinterlegung. 
 

Der 05.11.2004 war ein Freitag. 
 

Der Berufungswerber hat sich in der Zeit vom 02.11. bis 04.11.2004, 20.00 Uhr, im Fernverkehr aufgehalten, 
wobei er am 04.11.2004 um 20.00 Uhr nach Pfunds zurückkehrte. Um 24.00 Uhr dieses Tages, zugleich 00.00 
Uhr des 05.11.2004, führte er eine weitere Fahrt durch, sodass er erst am 06.11.2004, einem Samstag, an die 
Abgabestelle zurückgekehrt ist. Am 07.11.2004 ist der Berufungswerber sodann um 22.00 Uhr wiederum von 
Pfunds in Richtung Italien gefahren. 
 

Der Zusteller hat die Abholfrist auf der Hinterlegungsanzeige vermerkt gehabt. Das Postamt in Pfunds ist 
Montag bis Freitag in der Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 14.00 Uhr bis17.30 Uhr geöffnet. Der 
Berufungswerber wurde überdies auch von seiner Lebensgefährtin bei seiner Rückkehr an die Abgabestelle 
darauf hingewiesen, dass ein RSa Brief beim Postamt in Pfunds hinterlegt sei. Von seiner Lebensgefährtin wurde 
sodann mit der Sachbearbeiterin der Strafverfügung telefonisch Kontakt aufgenommen und diese ersucht, der 
RSa Brief möge zum Gendarmerieposten in Pfunds zur Hinterlegung gesendet werden, da eine Abholung zu den 
Öffnungszeiten des Postamts für den Berufungswerber nicht möglich sei. Auch der Vorschlag einer 
Hinterlegung bei der Bezirkshauptmannschaft Landeck wurde ebenso wie der Vorschlag zur Hinterlegung am 
Gendarmerieposten abgelehnt. 
 

Die Abholung der Strafverfügung wäre ab dem 08.11.2004 und sohin innerhalb der Abholfrist möglich gewesen. 
 

Der Berufungswerber ist als Fernfahrer beschäftigt und kommt regelmäßig, jedenfalls am Samstag zu seiner 
Abgabestelle und verlässt seinen Wohnort üblicherweise wieder Sonntag in der Nacht. 
 

Diese Feststellungen konnten aufgrund des Akteninhalts sowie aufgrund des Vorbringens des Berufungswerbers 
und insbesondere aufgrund des auf der Strafverfügung befindlichen Vermerks des Zustellers sowie aufgrund der 
vorgelegten Wochenberichte getroffen werden. Dass die hinterlegte Sendung mindestens zwei Wochen zur 
Abholung bereitgehalten wurde. wurde vom Berufungswerber nicht bestritten. 
 

Der Unabhängige Verwaltungssenat in Tirol hat erwogen: 
 

Gemäß § 17 Abs 1 Zustellgesetz ist das Schriftstück im Fall der Zustellung durch die Post beim zuständigen 
Postamt zu hinterlegen, wenn die Sendung an der Abgabestelle nicht zugestellt werden kann und der Zusteller 
Grund zur Annahme hat, dass sich der Empfänger oder ein Vertreter im Sinn des § 13 Abs 3 regelmäßig an der 
Abgabestelle aufhält. 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs machen vorübergehende, berufsbedingte regelmäßige 
Abwesenheiten von der Abgabestelle bestimmten Stunden oder an bestimmten Werktagen die Annahme einer 
Regelmäßigkeit der Anwesenheit an der Abgabenstelle nicht unzulässig. Aus den Feststellungen ergibt sich 
auch, dass der Berufungswerber regelmäßig am Wochenende an der Abgabenstelle abwesend ist, sodass der 
Zusteller subjektiv mit Grund die regelmäßige Anwesenheit des Empfängers an der Abgabenstelle annehmen 
konnte. 
 

Gemäß § 21 Abs 1 Zustellgesetz dürfen dem Empfänger zu eigenen Handen zuzustellende Sendungen nicht an 
einen Ersatzempfänger zugestellt werden. Nach Abs 2 dieser Bestimmung ist der Empfänger schriftlich unter 
Hinweis auf die sonstige Hinterlegung zu ersuchen, zu einer gleichzeitig zu bestimmenden Zeit an der 
Abgabestelle zur Annahme des Schriftstückes anwesend zu sein, wenn die Sendung beim ersten Zustellversuch 
nicht zugestellt werden kann. Dieses Ersuchen ist in den für die Abgabestelle bestimmten Briefkasten 
einzulegen, an der Abgabestelle zurück zu lassen oder wenn dies nicht möglich ist an der Eingangstüre 
anzubringen. Zur angegebenen Zeit ist ein zweiter Zustellversuch durchzuführen. Ist auch dieser erfolglos, ist 
nach § 17 zu hinterlegen. 
 

Für die Gültigkeit einer durch Hinterlegung vorgenommenen Zustellung ist es nicht entscheidend, ob die 
Ankündigung eines zweiten Zustellversuchs dem Empfänger der Sendung zugekommen ist, sondern vielmehr, 
ob sich der Bescheidadressat im Hinterlegungszeitraum regelmäßig an der Abgabenstelle aufgehalten hat (vgl 
VwGH 21.02.1990, 89/02/0209; 19.09.1995, 95/14/0067, 0114). 
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Gemäß § 17 Abs 3 Zustellgesetz ist die hinterlegte Sendung mindestens zwei Wochen zur Abholung bereit zu 
halten. Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tag, an dem die Sendung erstmals zur Abholung bereitgehalten 
wird. Hinterlegte Sendungen gelten mit dem ersten Tag dieser Frist als zugestellt. Sie gelten nicht als zugestellt, 
wenn sich ergibt, dass der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinn des § 13 Abs 3 wegen Abwesenheit von der 
Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung an dem 
der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem die hinterlegte 
Sendung behoben werden könnte. 
 

Aufgrund der Tatsache, dass sich der Berufungswerber im Zustellzeitraum regelmäßig an der Abgabenstelle 
aufgehalten hat, durfte eine Hinterlegung gültig vorgenommen werden. 
 

Aus den Feststellungen ergibt sich, dass der Berufungswerber spätestens am 06.11.2004 auch tatsächlich darüber 
in Kenntnis gesetzt worden ist, dass eine hinterlegte Sendung beim Postamt für ihn aufliegt. Die Sendung hätte 
jedenfalls per 08.11.2004, sohin am ersten möglichen, dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag 
innerhalb der Abholfrist behoben werden können. Damit wurde die Zustellung gemäß § 17 Abs 3 Zustellgesetz 
wirksam. Die Zustellung an dem der Rückkehr an der die Abgabestelle folgenden Tag ist dann wirksam, wenn 
dieser innerhalb der Abholfrist liegt, was im gegenständlichen Fall gegeben ist. Nicht gefordert ist, dass der 
Berufungswerber die hinterlegte Sendung tatsächlich an diesem Tag selbst behebt. Das Gesetz fordert lediglich, 
dass die hinterlegte Sendung behoben werden könnte. 
 

Der Berufungswerber hätte beispielsweise bereits seinerzeit seiner Lebensgefährtin eine entsprechende 
Vollmacht schriftlich erteilen können, das Schriftstück für ihn zu beheben. Der Berufungswerber hat ja auch für 
das Verwaltungsverfahren eine andere Person mit seiner Vertretung bevollmächtigt. 
 

Die Zustellung ist sohin jedenfalls mit 08.11.2004 wirksam geworden, sodass die Einspruchsfrist mit 22.11.2004 
abgelaufen ist. 
 

Der erst mit Telefax vom 20.12.2004 erhobene Einspruch war daher verfristet. 
 

Hinzuweisen ist auch darauf, dass die nochmalige Zustellung der Strafverfügung per Post ohne Rückschein, die 
dem Berufungswerber am 09.12.2004 zugegangen ist, keine neuerliche Frist für die Erhebung eines Einspruches 
auszulösen vermochte. 
 

Gemäß § 51e Abs 3 Z 4, Abs 4 und Abs 5 VStG konnte von der Durchführung einer öffentlichen 
Berufungsverhandlung abgesehen werden. 
 

Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden. 


